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Herabsetzung Steuervorauszahlungen: Fristende 30.9. 

Sie zahlen mehr Vorauszahlungen als sein müsste? Unter bestimmten Umständen kann eine 

Herabsetzung der Einkommensteuervorauszahlung beantragt und somit ein Liquiditätsvorteil 

lukriert werden! 

Jeder Steuerpflichtige hat für die Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer eines Jahres Vorauszahlungen zu 

leisten. Diese sind vierteljährlich jeweils am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. zu zahlen. Die Höhe der 

Vorauszahlungen wird vom Finanzamt mit Bescheid vorgeschrieben. Die Vorauszahlungen sind ausgehend 

von der festgesetzten Steuerschuld des letztveranlagten Kalenderjahres für das Folgejahr um 4 % zu 

erhöhen. Erfolgt die Veranlagung nicht im folgenden Kalenderjahr, sondern erst später, so ist 

eine Erhöhung um 5 % für jedes weitere Jahr vorgesehen. 

 

Gesetzgeber unterstellt steigende Gewinne 

 

Unter bestimmten Umständen kann eine Herabsetzung der Einkommensteuervorauszahlung beantragt 

werden. Im Zusammenhang mit den Steuervorauszahlungen unterstellt der Gesetzgeber steigende Gewinne, 

was jedoch nicht immer der wirtschaftlichen Realität entspricht. Nachdem nun mehr als 8 Monate des 

laufenden Jahres schon vorbei sind, können Sie durch Hochrechnung des bisherigen Gewinnes bzw. 

durch Einschätzung des Jahresergebnisses die voraussichtliche Steuerbelastung berechnen. Diese sollten Sie 

mit der von der Finanz vorgeschriebenen Vorauszahlung vergleichen. 

 

Herabsetzungsantrag spätestens 30.9. 

 

Wenn für 2019 ein schlechteres Jahresergebnis zu erwarten ist, zahlen Sie möglicherweise zu viel an das 

Finanzamt voraus. In diesem Fall besteht die Möglichkeit, die Steuervorauszahlungen herabsetzen zu lassen. 

(Bei der Körperschaftsteuer ist in jedem Fall die Mindeststeuer zu zahlen). Beachten Sie bitte, dass ein 

Herabsetzungsantrag für heuer bis spätestens 30.9. gestellt werden muss. Anträge, die danach gestellt 

werden, wirken sich für das laufende Jahr nicht mehr aus. 

 

Hinweis: Seit dem 1.7.2019 können künftige Einkommensteuer- bzw. Körperschafssteuervorauszahlungen 

mittels SEPA-Lastschriftmandat automatisch von Ihrem Konto abgebucht werden. Somit können mögliche 

Zahlungsverzüge und daraus resultierende Säumnisfolgen vermieden werden. 

 

Wir unterstützen Sie gerne fachkundig bei der Antragstellung auf Herabsetzung der Einkommen- bzw. 

Körperschaftsteuervorauszahlung. 
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Übergang der Steuerschuld bei Bauleistungen 

Der Übergang der Umsatzsteuerschuld auf den Leistungsempfänger ist eine Abweichung von 

der Grundregel, dass der leistende Unternehmer die Umsatzsteuer schuldet. Diese 

Ausnahmeregelungen werden immer umfangreicher. 

Übergang der Umsatzsteuerschuld bedeutet, dass die Umsatzsteuer nicht wie im Regelfall vom 

Leistungserbringer geschuldet und an sein Finanzamt abzuführen ist, sondern vom unternehmerischen 

Leistungsempfänger geschuldet wird. Der Empfänger erhält in diesen Fällen vom Leistungserbringer eine 

Rechnung über einen Nettobetrag ohne Ausweis der Umsatzsteuer, jedoch mit Hinweis auf den Übergang 

der Steuerschuld. Der Leistungsempfänger muss die für den Leistungserbringer 

geschuldete Umsatzsteuer in seine Umsatzsteuervoranmeldung aufnehmen, kann aber zugleich die 

Vorsteuer in derselben Höhe geltend machen, sodass sich de facto keine Belastung für den 

Leistungsempfänger ergibt. 

 

Übergang der Steuerschuld 

 

In welchen Fällen es zum Übergang der Steuerschuld kommt, ist im Gesetz genau geregelt. Unter 

bestimmten Voraussetzungen ist dies etwa bei Bauleistungen der Fall. So kommt es zum Übergang der 

Umsatzsteuerschuld auf den Empfänger von Bauleistungen, wenn der Empfänger Unternehmer ist und 

seinerseits mit der Einbringung der Bauleistungen beauftragt ist oder der Empfänger ein Unternehmer ist 

und üblicherweise selbst Bauleistungen erbringt. Bauleistungen sind alle Leistungen, die der Herstellung, 

Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dienen. 

 

Entscheidung des VwGH 

 

Einer in diesem Zusammenhang ergangenen Entscheidung des VwGH lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

Der Unternehmer A führte Trockenbauarbeiten im Zusammenhang mit der Errichtung von 

Dachgeschosswohnungen durch. Nachdem A die erste Teilrechnung mit gesondertem Ausweis der 

Umsatzsteuer an den Unternehmer B fakturierte, veranlasste B mündlich, die Rechnung mit Übergang der 

Umsatzsteuer (somit ohne Umsatzsteuer) auszustellen. Die weiteren Fakturierungen sind sogleich ohne 

Ausweis von Umsatzsteuer erfolgt. 

Eine Überprüfung der Finanzverwaltung bei dem Unternehmer B ergab, dass dieser weder mit der 

Erbringung von Bauleistungen beauftragt wurde noch üblicherweise Bauleistungen erbringt. Das Finanzamt 

und das Bundesfinanzgericht (BFG) vertraten die Ansicht, A wäre es leicht möglich gewesen zu erkennen, 

dass der Leistungsempfänger B weder mit der Erbringung von Bauleistungen beauftragt wurde noch 

üblicherweise selbst Bauleistungen erbringt und somit der leistende Unternehmer A selbst Schuldner der USt 

war. Dies hätte der Unternehmer A beispielsweise durch einen Blick auf die Homepage des B erkennen 

können, da der Unternehmer B Eigentümer des Gebäudes sei und er somit nicht selbst mit einer Bauleistung 

beauftragt sein konnte. 

Der VwGH führte dazu aus, dass die Erwägungen der Finanzverwaltung nicht schlüssig waren und hob das 

Erkenntnis des BFG auf. Aufgrund der Eigentumsverhältnisse am Gebäude ist nicht auszuschließen, dass der 

Unternehmer B üblicherweise selbst Bauleistungen erbringt, noch dass dieser seinerseits mit der Erbringung 

der Bauleistung beauftragt ist. Es könnten somit Bauleistungen mit Übergang der Steuerschuld vorliegen. 
 



Klienteninfo monatliche Ausgabe 09/2019 

Seite 3 von 8 
 

 

 

Steuer optimieren bei stillen Reserven 

Wenn bei Veräußerung eines Wirtschaftsgutes keine neuen Anlagegüter angeschafft werden, 

auf die eine Übertragung erfolgen kann, können die stillen Reserven einer steuerfreien 

Übertragungsrücklage zugeführt werden, anstatt sie gewinnerhöhend aufzulösen. 

Natürliche Personen und Gesellschafter von Mitunternehmerschaften (z.B. OG oder KG), die natürliche 

Personen sind, haben unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, die anlässlich der Veräußerung 

von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens aufgedeckten stillen Reserven von den Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten des im Wirtschaftsjahr der Veräußerung neu angeschafften bzw. hergestellten 

Anlagegutes abzusetzen. Als Anschaffungskosten des neuen Wirtschaftsgutes gelten somit die um die 

übertragenen stillen Reserven gekürzten Beträge. Im Gegenzug kann dafür eine sofortige Versteuerung der 

stillen Reserven verhindert werden. Eine Übertragung der stillen Reserven (Erlös abzgl. Buchwert) kommt 

dabei nur unter bestimmten Voraussetzungen in Betracht. So ist eine Übertragung in der Regel nur möglich, 

wenn das veräußerte Wirtschaftsgut im Zeitpunkt der Veräußerung mindesten 7 Jahre zum 

Anlagevermögen des Betriebes gehört hat. 

 

Einschränkungen für die Übertragung 

 

Darüber hinaus ist eine Übertragung stiller Reserven nur auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von 

körperlichen Wirtschaftsgütern zulässig, wenn auch die stillen Reserven aus der Veräußerung von 

körperlichen Wirtschaftsgütern stammen, oder von unkörperlichen Wirtschaftsgütern, wenn auch die stillen 

Reserven aus der Veräußerung von unkörperlichen Wirtschaftsgütern stammen. Für die Übertragung stiller 

Reserven auf Grund und Boden bzw. auf Gebäude sind Besonderheiten zu beachten. 

Gänzlich unzulässig ist etwa die Übertragung stiller Reserven auf die Anschaffungskosten von 

Betrieben, Beteiligungen an Personengesellschaften (z.B. OG und KG) und von Finanzanlagen. 

 

Übertragungsrücklage oder gewinnerhöhende Auflösung 

 

Werden im Jahr der Veräußerung eines Wirtschaftsgutes keine neuen Anlagegüter angeschafft, auf die eine 

Übertragung erfolgen kann, ist es möglich, die stillen Reserven einer steuerfreien Übertragungsrücklage 

zuzuführen bzw. kann im Falle von „Einnahmen-Ausgaben-Rechnern“ ein Betrag in Höhe der stillen Reserven 

steuerfrei belassen werden. In weiterer Folge kann die Rücklage (bzw. der steuerfreie Betrag) innerhalb von 

12 Monaten (in bestimmten Fällen verlängert sich der Zeitraum auf 24 Monate) ab dem Ausscheiden des 

Wirtschaftsgutes auf bis dahin neu angeschaffte bzw. hergestellte Wirtschaftsgüter übertragen werden. 

Erfolgt keine Übertragung der stillen Reserven bis zum Ablauf der jeweiligen Verwendungsfrist oder wird nur 

ein Teil innerhalb der Frist verwendet, ist im betreffenden Wirtschaftsjahr eine gewinnerhöhende Auflösung 

vorzunehmen. 

 

Beispiel: 

A verkauft eine seit 8 Jahren zu seinem Betrieb zugehörige Maschine um € 35.000 (netto; Buchwert € 

20.000) im September 2018. Im Jänner 2019 kauft er sich ein weiterentwickeltes Modell der Maschine zu 

einem Neupreis von € 130.000 (netto). Sind sämtliche Voraussetzungen erfüllt, kann die Differenz zwischen 

dem Buchwert und dem Verkaufserlös (stille Reserven) in Höhe von € 15.000 im Jahr 2018 anstelle der 

sofortigen Versteuerung einer steuerfreien Übertragungsrücklage zugeführt werden. Im Folgejahr 

werden die stillen Reserven auf die Anschaffungskosten der neu angeschafften Maschine übertragen. Die 

Grundlage für die steuerliche Abschreibung der neu angeschafften Maschine sind die Anschaffungskosten 

der Maschine (€ 130.000) vermindert um die Übertragungsrücklage (€ 15.000), somit lediglich € 115.000 
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Umsatzsteuer bei der Sacheinlage von Wirtschaftsgütern 

Bei der Gründung einer neuen Gesellschaft sowie beim Eintritt eines Gesellschafters erfolgen 

häufig Einlagen durch Gesellschafter in die Gesellschaft. Diese Einlagen können 

umsatzsteuerpflichtig sein. 

Bei Einlagen von Vermögenswerten in eine Gesellschaft ist nach Ansicht der Finanzverwaltung aus 

umsatzsteuerlicher Sicht zwischen nichtsteuerbaren, steuerfreien oder steuerpflichtigen 

Vorgängen zu unterscheiden. 

Erfolgt die Sacheinlage eines Wirtschaftsguts aus dem privaten Bereich des Gesellschafters oder legt der 

Gesellschafter Geldmittel in die Gesellschaft ein, sind diese beiden Vorgänge nicht steuerbare Leistungen. 

Nicht steuerbare Leistungen sind für die Umsatzsteuer rechtlich irrelevant. Sie lösen keine 

Umsatzsteuerpflicht aus und sind bei der Berechnung von Umsatzgrenzen nicht zu beachten. Der einlegende 

Gesellschafter hat somit keine Umsatzsteuer in Rechnung zu stellen. 

 

Beispiel 1 

Leistet Herr A im Zuge der Gründung einer Gesellschaft nach bürgerlichem Recht eine Sacheinlage 

(Grundstück aus dem Privatvermögen) und erhält er hierfür 40 % der Gesellschaftsanteile, so sind sowohl 

die Sacheinlage von Herrn A als auch die Einräumung der Gesellschaftsanteile durch die Gesellschaft 

umsatzsteuerrechtlich nicht steuerbar. 

Leistet Herr A im Zuge der Gründung einer Gesellschaft nach bürgerlichem Recht eine Geldeinlage von € 

40.000 und erhält hierfür 40% der Gesellschaftsanteile, so ist die Geldeinlage unabhängig davon, ob diese 

aus dem betrieblichen oder privaten Bereich von Herrn A stammt, ebenfalls umsatzsteuerrechtlich nicht 

steuerbar. 

 

Handelt es sich hingegen bei der Einlage des Gesellschafters um eine Sacheinlage, die im Rahmen 

seines Unternehmens erfolgt, ist die Leistung des Gesellschafters umsatzsteuerrechtlich steuerbar. 

 

Beispiel 2 

Unternehmer A verwendet in seinem Einzelunternehmen eine Produktionsmaschine. A leistet im Zuge der 

Gründung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung eine Sacheinlage, (eben diese Produktionsmaschine) 

und erhält hierfür 40 % der Geschäftsanteile. Die Sacheinlage des A ist, da sie aus seinem 

Einzelunternehmen heraus erfolgt, steuerbar und steuerpflichtig. Somit hat der Unternehmer die Sacheinlage 

als steuerbare Lieferung zu erfassen. Die Einräumung der Gesellschaftsanteile durch die Gesellschaft ist 

hingegen nicht steuerbar. 

 

Wir beraten Sie gerne umfassend bei Gesellschaftsgründungen. 
 

 

  



Klienteninfo monatliche Ausgabe 09/2019 

Seite 5 von 8 
 

 
A1-Bescheinigung bei grenzüberschreitenden Dienstreisen 

Dienstnehmer, die im Auftrag des Arbeitsgebers ins EU/EWR-Ausland bzw. in die Schweiz 

reisen, haben eine A1-Bescheinigung mit sich zu führen. 

Die A1-Bescheinigung dient als Nachweis, dass in Österreich eine aufrechte Sozialversicherung besteht. 

Sollte keine A1-Bescheinigung mitgeführt werden, droht in den meisten europäischen Ländern der Erlass 

empfindlicher Bußgeldbescheide. 

Arbeitet etwa ein Dienstnehmer im Rahmen einer Messe für einige Tage oder auch nur einige Stunden im 

Ausland, müssten dafür Zahlungen in das Sozialversicherungssysteme des anderen Landes geleistet werden. 

Um dieser Doppelbelastung innerhalb Europas entgegenzuwirken, gibt es die A1-Bescheinigung. 

Die Rechtsgrundlage für die Notwendigkeit einer A1-Bescheinigung ist schon seit längerem in Kraft, 

allerdings wird in letzter Zeit vermehrt von Kontrollen berichtet. Die Kontrollen finden vor allem bei 

Messen, Seminaren, Flughäfen oder in Hotels statt. 

 

Beantragung der A1-Bescheinigung 

 

Anträge auf Ausstellung des A1-Formulars sind bei dem für die Versicherung zuständigen 

Krankenversicherungsträger einzubringen. Die WGKK empfiehlt, künftige Beantragungen auf Ausstellung 

eines A1-Formulares in elektronischer Form (ELDA = Elektronischer Datenaustausch mit den 

österreichischen Sozialversicherungsträgern) vorzunehmen. Die Ausstellung auf diesem Weg hat auch den 

Vorteil, dass die Bearbeitung durch die WGKK schneller erfolgt und auch das ausgestellte Formular „PD A1“ 

mittels ELDA rückübermittelt wird (Wegfall des Postweges). 

Bei regelmäßigen Dienstreisen (mehr als sechs pro Jahr und Mitarbeiter) kann eine A1-Bescheinigung für 

bis zu maximal 24 Monate und auch mehrere Zielländer (EU/EWR Raum inkl. Schweiz) ausgestellt 

werden. 

 

Nichtvorliegen einer A1-Bescheinigung 

 

Das Nichtmitführen des Formulars hat zur Folge, dass entsendete Arbeitnehmer nach dem 

Sozialversicherungsrecht des Landes, in dem sie sich aufhalten, zu versichern wären. In einigen EU-Staaten 

wurden bei Nichtvorlage des Formulars bereits Geldstrafen verhängt. Bitte beachten Sie, dass für jede 

noch so kurze grenzüberschreitende Tätigkeit, aber auch beim Besuch von Messen und Seminaren ab dem 

1. Tag eine A1-Bescheinigung notwendig ist. Eine zeitliche Bagatellgrenze für Dienstreisen oder 

Entsendungen sehen die gesetzlichen Rahmenbedingungen derzeit nicht vor. 

Wir unterstützen Sie gerne bei der Beantragung der A1-Bescheinigung. 
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Vermietung von Liegenschaften an den Gesellschafter einer GmbH 

Die Überlassung von Immobilien an den Gesellschafter einer GmbH ist aus auch 

umsatzsteuerlicher Sicht stets sorgfältig zu prüfen. Andernfalls kann der Verlust des 

Vorsteuerabzuges für bei der Gebäudeerrichtung an die GmbH erbrachten Vorleistungen 

drohen. 

Der Umsatzsteuer unterliegen Lieferungen und sonstige Leistungen, die ein Unternehmer im Inland gegen 

Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt. Ob bei der Vermietung von für den GmbH-Gesellschafter 

angeschafften bzw. hergestellten Immobilien durch die GmbH an den eigenen Gesellschafter Umsatzsteuer 

in Rechnung zu stellen ist und dieser dafür auch der Vorsteuerabzug zusteht, hängt insbesondere von der 

Frage ab, ob die Überlassung eine unternehmerische Tätigkeit darstellt. Nach Ansicht der Finanz 

sind bei dieser Beurteilung unterschiedliche Aspekte zu berücksichtigen. 

 

Fremdüblichkeit des Mietentgeltes 

 

Bei der Prüfung, ob die Vermietung des Gebäudes an den Gesellschafter zu Wohnzwecken eine 

unternehmerische Tätigkeit darstellt, ist insbesondere auf die Fremdüblichkeit des Mietentgeltes abzustellen, 

wobei ein moderates Abweichen vom fremdüblichen Entgelt die Unternehmereigenschaft nicht ausschließt. 

Die Fremdüblichkeit des Mietentgeltes hängt dabei insbesondere davon ab, ob es für das vermietete Objekt 

einen funktionierenden Mietenmarkt gibt oder nicht. In weiterer Folge ist ein Vergleich zwischen der 

tatsächlich verrechneten Miete und der sohin ermittelten Marktmiete (Vorliegen eines funktionierenden 

Mietenmarktes) oder Renditemiete (kein funktionierender Mietenmarkt) anzustellen. Zusätzlich sind 

sämtliche Aspekte der Vertragsbeziehung in diese Prüfung miteinzubeziehen (z.B. 

Kündigungsmodalitäten, Vorhandensein bzw. Nichtanwendung von Indexklauseln, fremdunübliche 

Ausgestaltung des Mietvertrages, usw.). 

 

Gelangt man basierend auf diesen Kriterien zu dem Ergebnis, dass eine marktkonforme und damit 

unternehmerische Vermietung der Immobilie durch die GmbH an ihren Gesellschafter zu Wohnzwecken 

vorliegt, hat die GmbH über den Vermietungsumsatz eine Rechnung samt Ausweis der 10%igen 

Umsatzsteuer auszustellen. Für die mit der Anschaffung bzw. Herstellung der Immobilie an die GmbH 

verrechneten Umsatzsteuerbeträge steht der GmbH der Vorsteuerabzug zu. 

 

Ausschluss des Vorsteuerabzuges 

 

Zum Ausschluss des Vorsteuerabzuges für Vorleistungen auf Ebene der GmbH kann es jedoch dann 

kommen, wenn die tatsächlich vom Gesellschafter geleistete Miete weniger als 50% der fremdüblichen 

bzw. marktkonformen Miete beträgt. Ein Vorsteuerausschluss ist auch dann gegeben, wenn es sich von 

Vornherein um eine nichtunternehmerische Vermietung handelt, z.B. wenn eine Luxusimmobilie, die der 

außerbetrieblichen Sphäre der GmbH zuzurechnen ist, vermietet wird. In diesen Fällen unterliegt jedoch 

auch die Vermietung der Immobilie an den Gesellschafter für Wohnzwecke nicht der Umsatzsteuer. 

 

Bei der steuerlicher Prüfung unterstützen und beraten wir Sie gerne! 
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Vorsicht bei Auslandszahlungen – Abzugsteuer beachten! 

In bestimmten Fällen müssen österreichische Unternehmer von den an ausländische 

Unternehmer bezahlten Vergütungen eine besondere Steuer einbehalten und an das zuständige 

Finanzamt abführen (sogenannte Abzugsteuer). 

Die Abzugsteuer beträgt 20% des gezahlten Bruttobetrages. Der österreichische Unternehmer haftet dabei 

(ähnlich wie bei der Lohnsteuer und der Kapitalertragsteuer) verschuldensunabhängig für die Einbehaltung 

und Abfuhr der Steuerabzugsbeträge. Um nachträgliche steuerliche oder sogar finanzstrafrechtliche 

Konsequenzen zu vermeiden, empfiehlt es sich daher rechtzeitig eine sorgfältige Prüfung im Hinblick 

auf eine mögliche Abzugsteuerpflicht vorzunehmen. 

 

Zahlungen an ausländische Unternehmer 

 

Leisten österreichische Unternehmer Zahlungen an ausländische Unternehmer, besteht das Risiko, dass der 

österreichische Unternehmer dazu verpflichtet ist, vom gezahlten Bruttobetrag 20% Abzugsteuer an das 

zuständige österreichische Finanzamt abzuführen. Der Abzugsteuer unterliegen Zahlungen für empfangene 

Dienstleistungen, welche von bestimmten ausländischen Unternehmern, wie z.B. Schriftstellern, 

Vortragenden, Künstlern, Sportlern, kaufmännischen oder technischen Beratern, Lizenzgebern 

oder Aufsichtsräten erbracht werden. Als ausländische Unternehmer gelten in diesem Zusammenhang 

natürliche oder juristische Personen, die weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt (im Falle 

von natürlichen Personen) bzw. die weder die Geschäftsleitung noch ihren Sitz im Inland (im Falle von 

Körperschaften) haben. 

 

Abzugsteuer im Rückerstattungswege zurückverlangen 

 

Schuldner der Abzugsteuer ist zwar der ausländische Zahlungsempfänger, die Verpflichtung zur 

rechtmäßigen Abfuhr der Steuer trifft jedoch den inländischen Unternehmer. Der Steuerabzug ist im 

Zeitpunkt des Zuflusses beim Empfänger vorzunehmen und spätestens bis zum 15. des nächstfolgenden 

Monats an das zuständige Finanzamt abzuführen sowie zu melden. 

Stellt sich nach Einbehalt und Abfuhr der Abzugsteuer durch den österreichischen Unternehmer heraus, dass 

Österreich aufgrund des zwischen dem ausländischen Leistungserbringer und Österreich geltenden 

Doppelbesteuerungsabkommens lediglich ein eingeschränktes oder gar kein Besteuerungsrecht zukommt, so 

hat der ausländische Unternehmer die Möglichkeit, die zuvor einbehaltene Abzugsteuer im 

Rückerstattungswege zurückzuverlangen. 

 

DBA-Entlastungsverordnung 

 

Demgegenüber kann unter bestimmten Voraussetzungen auch eine sofortige Entlastung an der Quelle 

durch den österreichischen Unternehmer vorgenommen werden. Das ist dann möglich, wenn die in der 

sogenannten DBA-Entlastungsverordnung geregelten Voraussetzungen erfüllt werden. Im Wesentlichen hat 

dabei der österreichische Unternehmer gegenüber der österreichischen Finanzverwaltung unter Mithilfe des 

ausländischen Leistungserbringers bestimmte Dokumentationserfordernisse zu erfüllen. Werden sämtliche 

Voraussetzungen erfüllt, ist in diesen Fällen keine Abzugsteuer einzubehalten. 

Werden von österreichischen Unternehmern Zahlungen an ausländische Unternehmer geleistet, empfiehlt es 

sich derartige Fälle auf eine mögliche Abzugsteuerpflicht bereits im Vorfeld sorgfältig zu prüfen und 

gegebenenfalls die erforderlichen Maßnahmen zu setzen. Wir unterstützen und beraten Sie dabei gerne! 
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VwGH: Abgabenerhöhung bei Selbstanzeigen 

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) entschied für ein weites Ausmaß der Abgabenerhöhung 

bei Selbstanzeigen anlässlich einer Prüfungshandlung 

Macht sich ein Steuerpflichtiger eines Finanzvergehens schuldig, kann durch die rechtzeitige Erstattung einer 

Selbstanzeige Straffreiheit erlangt werden. Werden Selbstanzeigen anlässlich einer bereits angekündigten 

Außenprüfung erstattet, tritt strafbefreiende Wirkung nur ein, wenn ein von der Abgabenbehörde 

festzusetzender Strafzuschlag entrichtet wird. Dieser Strafzuschlag wird je nach Höhe der von der 

Selbstanzeige umfassten Abgabenverkürzung gestaffelt festgesetzt. In diesem Zusammenhang hat der 

Verwaltungsgerichtshof (VwGH) nunmehr entschieden, welche Abgabenansprüche bei der Bemessung des 

Strafzuschlages zu berücksichtigen sind. 

 

Zusätzlicher Strafzuschlag zu entrichten 

 

Damit einer Selbstanzeige, die anlässlich einer Prüfungshandlung erstattet wird, strafbefreiende Wirkung 

zuerkannt wird, ist neben der rechtzeitigen Erstattung und der Einhaltung bestimmter 

Formalerfordernisse sowie der zeitgerechten Zahlung der geschuldeten Abgabenbeträge (innerhalb eines 

Monats ab Erstattung der Selbstanzeige bzw. ab Bescheidzustellung) zusätzlich auch ein Strafzuschlag zu 

entrichten. Der Gesetzgeber wollte damit bezwecken, dass Selbstanzeigen, die erst zu einem Zeitpunkt 

erstattet werden, in dem bei verständiger Würdigung der Sachlage mit der Tatentdeckung gerechnet werden 

muss, nur in Verbindung mit einer zusätzlichen Leistung strafbefreiende Wirkung zukommt. 

Der Strafzuschlag ist dabei abhängig von der Höhe der von der Selbstanzeige umfassten 

Abgabenmehrbeträge wie folgt gestaffelt: 

• Mehrbetrag bis € 33.000 - Strafzuschlag   5% 

• Mehrbetrag über € 33.000 bis 100.000  - Strafzuschlag   15% 

• Mehrbetrag über € 100.000 bis 250.000  - Strafzuschlag   20% 

• Mehrbetrag über € 250.000 -  Strafzuschlag 30% 

Strittig war bis dato, ob von der Bemessung des Strafzuschlages nur jene Abgabenmehrbeträge betroffen 

sind, auf die sich die Prüfungsankündigung bzw. Bekanntmachung laut Prüfungsauftrag bezieht oder ob 

sämtliche von der jeweiligen Selbstanzeige umfassten Mehrbeträge (auch wenn diese nicht von der 

Prüfungsankündigung umfasst sind) für die Bemessung des Strafzuschlages relevant sind. 

 

VwGH bejaht weitere Abgabenerhöhung 

 

Der VwGH hat in diesem Zusammenhang entschieden, dass sämtliche von der Selbstanzeige umfassten 

Zeiträume und somit auch Abgaben bei der Festsetzung des Strafzuschlages zu berücksichtigen sind, die 

nicht im Prüfungsauftrag enthalten sind. Er bejaht damit ein weites Ausmaß der Abgabenerhöhung bei 

Selbstanzeigen anlässlich einer Prüfungshandlung. Die von der Prüfungsankündigung umfassten 

Abgabenarten und Zeiträume sind für Zwecke des Strafzuschlages daher irrelevant. 

Ist eine „Reparatur der Vergangenheit“ erforderlich, sollte dies daher am besten noch vor Ankündigung 

einer Außenprüfung erfolgen, da in diesem Fall die Selbstanzeige auch ohne Zahlung eines zusätzlichen 

Strafzuschlages strafbefreiend wirkt. 
 

 


